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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Reents und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/994 — 


Verbot der „Aktionsfront Nationaler Sozialisten (ANS)“ 


Der Bundesminister des Innern - IS 1 - 619 312 - 4/4 - hat mit 
Schreiben vom 23. Februar 1 984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die verbotene ANS unter 
verschiedenen neuen organisatorischen Bezeichnungen ihre Arbeit 
fortführt? Wenn ja, liegen der Bundesregierung Informationen vor, 
um welche Vereinigungen es sich handelt? 


Nach eigenen Angaben des ehemaligen Organisationsleiters der 
verbotenen „Aktionsfront Nationaler Soziahsten/Nationale Ak- 
tivisten" (ANS/NA), die in von ihm herausgegebenen Pubhkatio- 
nen veröffentlicht wurden, soll „die Bewegung als Gesinnungs- 
gemeinschaft fortbestehen" (vgl. „Die Kameradschaft" Nr. 5/ 
Januar 1984, S. 1). Hierzu zählen die bereits in Erscheinung 
getretenen „Neue-Front-Leserkreise" und „Deutsche Frauen- 
front". Ein für den 28. Januar 1984 in Wetzlar geplantes „erstes 
zentrales Lesertreffen der Neuen Front" ist jedoch abgesagt wor- 
den, da ein pohzeihcher Zugriff befürchtet wurde (vgl. „Die 
Kameradschaft" Nr. 6/2. Januar 1984, S. 1/2). 

Einige Leserkreise haben sich nach derzeitigen Erkenntnissen 
darüber hinaus zusätzüche Namen gegeben, wie z.B. „Freizeit- 
verein Hansa" in Hamburg, „Frankfurter Freundeskreis Ger- 
mania" und „Unabhängiger Wählerkreis Würzburg - Arbeitskreis 
für Wiedervereinigung und Volksgesundheit" (UWK). 
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2. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um 
die Fortführung der ANS effektiv zu unterbinden? Welche Ermitt- 
lungsverfahren sind eingeleitet worden, um die Mißachtung bzw. 
das Unterlaufen des Verbots der ANS zu ahnden? 


Der Bundesminister des Innern hat in seiner Verfügung vom 
24. November 1983 den sofortigen Vollzug des Verbots angeord- 
net, so daß die für den Vollzug zuständigen Polizeien der Länder 
bei Verdacht einer Fortsetzung der verbotenen Tätigkeit ein- 
schreiten können. Das Bundesverwaltungsgericht hat den Antrag 
der „Aktion Ausländerrückführung - Volksbewegung gegen 
Überfremdung und Umweltzerstörung" (AAR), die ebenfalls ver- 
boten wurde, auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
ihrer Klage gegen die Verbotsverfügung in einer Vorabentschei- 
dung am 3. Februar 1984 abgelehnt. Deshalb ist jeder, der rechts- 
widrig und schuldhaft dem Vereinsverbot zuwiderhandelt, nach 
Maßgabe des § 20 Abs. 1 Vereinsgesetz strafbar. Die Sicherheits- 
behörden des Bundes beobachten weiterhin intensiv die Tätigkeit 
insbesondere ehemahger führender Funktionäre der verbotenen 
Organisationen und stellen ihre Erkenntnisse den zuständigen 
Landesbehörden zur Verfügung. 

Die Pohzeien der Länder sind - soweit bekannt - bei allen Vorfäl- 
len, die den Verdacht der Fortsetzung einer Tätigkeit der verbote- 
nen Organisationen begründeten, eingeschritten. Die Bundesre- 
gierung hat von folgenden eingeleiteten Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Kenntnis: 

— Staatsanwaltschaft Oldenburg wegen einer Zusammenkunft 
am 7. Januar 1984 in Oldersum/Leer, 

— Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main wegen eines Treffens 
am 13, Januar 1984 in Frankfurt-Bonames, 

— Polizei Rüsselsheim wegen der Gründungsveranstaltung der 
„Deutsche Frauenfront" am 21. Januar 1984 in Rüsselsheim. 


3. Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse, aus welchen Krei- 
sen die Drohbriefe stammen, die in den letzten Monaten aus dem 
Ruhrgebiet insbesondere gegen Frauenbuchläden, die „Interessen- 
gemeinschaft von mit Ausländem verheirateten Frauen (lAF) " sowie 
Interessengmppen sexueller Minderheiten versandt wurden? 

Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesregierung insbeson- 
dere bezüglich eines Zusammenhangs zwischen diesen Drohbriefen 
und der „NSDAP/AO“, zu der sich auch Michael Kühnen bekennt? 


Seit Mitte 1983 erhielten mit dem Absender „NSDAP- Auslands- 
und Aufbauorganisation (NSDAP/AO) Gau-Sohngen" insbeson- 
dere Frauenhäuser und andere t. istitutionen der Frauenbewe- 
gung sowie Massenmedien neonazistisches Propagandamaterial 
zugesandt, in dem u. a. Gewalt angedroht wurde. 

Aufgrund kriminalpohzeilicher Ermittlungen konnte inzwischen 
der mutmaßhche Täter ermittelt werden. Gegen ihn wurde Haft- 
befehl erlassen. Im Verlaufe der Ermittlungen ergab sich ferner 
ein Tatverdacht gegen zwei weitere Personen. Bei der Durch- 
suchung der Wohnung eines der Tatverdächtigen wurden Pro- 
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pagandaschriften der NSDAP/AO aus Lincoln/USA und Schrift- 
stücke gefunden, die auf Kontakte zu dem ehemaligen 
Organisationsleiter der ANS/NA, Kühnen, hindeuten. 

Es ist bekannt, daß der Propagandaleiter der NSDAP/AO seit 
Jahren in erheblichem Umfang solches Material - z.B. Handzettel 
und Aufkleber - aus den USA an gleichgesinnte Personen im 
Bundesgebiet versendet. Wenn auch bei der Wohnungsdurch- 
suchung Propagandamaterial der NSDAP/AO sichergestellt 
wurde, so liegen jedoch keine weiteren Hinweise dafür vor, daß 
die NSDAP/AO die Aktivitäten der beiden Rechtsextremisten 
veranlaßt hat. 


4. Welche Erkenntnisse bestehen bei der Bundesregierung über die 
Urheber der Drohungen gegen den Film „Die Erben"? Wird insbe- 
sondere der Brandanschlag in Mannheim gegen diesen Film im 
Zusammenhang mit neonazistischen Aktivitäten gesehen? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, wer 
der oder die Urheber der Drohungen gegen den Film „Die Erben" 
sind. Die polizeilichen Ermittlungen haben ergeben, daß der 
Brand am 12. Januar 1984 in einem Mannheimer Kino aus persön- 
licher Rache und nicht aus einem pohtischen Motiv gelegt wurde. 
Ein Zusammenhang mit der ANS/NA besteht insoweit nicht. 


5. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über personelle 
Verflechtungen zwischen der „Wiking- Jugend" und der ANS vor? In 
welchem Ausmaß sind nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
Mitgheder der Wiking- Jugend in den letzten Jahren an neonazi- 
stischen, rassistischen und ausländerfeindlichen Aktionen beteihgt 
gewesen? 

Anhänger der ANS/NA verfügten vor wie nach dem Verbot über 
vielfältige persönliche Beziehungen und Verbindungen im 
gesamten rechtsextremistischen Bereich, die auch Kontakte zu 
Angehörigen der „Wiking- Jugend" (WJ) mit umfaßten. Die WJ 
beteiligte sich allerdings nicht an öffentlichen Aktionen anderer 
Gruppen. 

Nach der Zustellung der Verbotsverfügung ergaben sich Hin- 
weise darauf, daß die WJ ehemalige Mitglieder der verbotenen 
ANS/NA in ihre Organisation integrieren will. Eine Zusammen- 
arbeit mit der WJ wird auch von ehemaligen Anhängern der ANS/ 
NA angestrebt, um organisatorisch wieder Fuß fassen zu können. 

Die WJ macht in ihren Publikationen kein Hehl aus ihren Neigun- 
gen zu Neonazismus, Rassismus und Ausländerfeindlichkeit. 
Angaben über entsprechende Aktionen der WJ in den letzten 
Jahren sind in den jährlich erscheinenden Verfassungsschutz- 
berichten des Bundesministers des Innern enthalten (vgl. zuletzt 
1982, S. 144). 
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